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Komplette Mogelpackung

Zu »›Ein Kind im Osten ist weniger
wert‹«, 7.2., S. 6
Ein großes Dankeschön an Karen
Stramm, dass sie begonnen hat,
Klarheit in das rosa-rote Rentenpa-
ket von Frau Nahles zu bringen,
denn bei näherem Betrachten er-
weist es sich als komplette Mogel-
packung. Ergänzend möchte ich
sagen, dass auch Frauen, die ab
2002 in Rente gegangen sind, heu-
te schon eine Abwertung ihrer
Rente erhalten, wenn sie während
des ersten Lebensjahres ihrer Kin-
der wieder berufstätig waren. So
erhalte ich für zwei Kinder nur
0,2597 Rentenpunkte, das ist ein
monatliches Minus von 38,12 Euro.
So geht es 90 Prozent aller Mütter
in Ostdeutschland. Die Frauen, die
mit Rentenabschlag von teils 18
Prozent in Rente gehen mussten,
weil sie keine Arbeit mehr hatten,
werden doppelt bestraft. Da erfolgt
von der Gesamtrente nochmals ei-
ne Abwertung, wenn sie nach dem
Schwangerschaftsurlaub gleich
wieder gearbeitet haben. Es ist aber
leider so, dass viele Frauen sich in
dem Rentenchaos nicht auskennen
und so den Betrug erst merken,
wenn das Geld auf dem Konto ist.
Hanna Sambleben, Magdeburg

Welch Armutszeugnis

Zu »Gauck will mehr Einsatz«,
1./2.2., S. 1
Vor gut 80 Jahren gab es in
Deutschland einen (Reichs-)Präsi-
denten, der sich rühmte, nur zwei
Bücher gelesen zu haben: Das Ex-
erzierreglement und die Bibel.
Welch Armutszeugnis für einen
Menschen in einem so hohen Amt!
Was aber hat der heutige Präsident
außer der Bibel gelesen? Wie es
scheint nur die Stasi-Akten. Da hat
er alles Negative herausgelesen, das
es in der DDR – tatsächlich oder
angeblich – gab. Zu mehr hat es of-
fenbar nicht gereicht, sonst wüsste
er auch um die konsequente Frie-

denspolitik der DDR und würde
sein Denken und Handeln danach
ausrichten. Das Gegenteil ist der
Fall – welch Armutszeugnis für ei-
nen Menschen in so hohem Amt!
Herbert Lühr, Erfurt

Grenzenlose Raffgier

Zu »Koalition plant Reform der
Abgeordnetendiäten«, 11.2., S. 8
Es ist nicht zu fassen, mit welcher
Selbstverständlichkeit die Diäten
im Bundestag erhöht werden sol-
len. Gleichzeitig fordert das politi-
sche Berlin Lohnzurückhaltung, um
die gute Entwicklung in der Wirt-
schaft nicht zu gefährden. Rund
800 Euro mehr für die Abgeordne-
ten, das ist an Maßlosigkeit nicht
zu überbieten. Auf die Idee, gene-
rell in oberen Etagen Obergrenzen
bei Gehältern einzuführen, kommt
keiner. Hier ist längst Maßlosigkeit
zu Hause und die Raffgier gren-
zenlos. Lieber wurstelt die Koaliti-
on in Berlin am Mindestlohn, der in
weiter Ferne liegt.
Rolf-Dieter Reiber, Ichstedt

Diäten-Selbstbedienung unserer
Leistungsträger in Sachen Demo-
kratie und Volksvertretung ist
längst stete Regelmäßigkeit und
Selbstverständnis unserer Gewähl-
ten. Es waren für sie auch große
Anstrengungen. Uns wird erklärt,
wie bescheiden unsere Politiker
sind im Vergleich zu den richtigen
»Verdienern«. Wer dann immer
noch an unseren Politikern herum-
nölt, wird des Sozialneides bezich-
tigt. Eine Überlegung sollte aber
gestattet sein: Es sollten all jene
Politiker und Promis ein wenig lei-
ser schreien, wenn sie über mini-
malste Rentenverbesserungen oder
Mindestlohn herziehen und dabei
jede Relation vermissen lassen.
Roland Winkler, Aue
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KOMMENTIERT

Pauls Coup
Olaf Standke über die Klage in Sachen NSA gegen US-Präsident Obama

Nicht, dass er gegen Spionage sei. Oder gegen die NSA. Aber dass die Re-
gierung in Washington verfassungswidrig Telefondaten von US-Bürgern
auf Verdacht sammelt, dagegen habe er schon was. Aber nicht allein des-
halb gibt es nun den Fall Rand Paul versus Barack H. Obama, eine Sam-
melklage gegen die weltweit kritisierte Überwachung durch den größten
Auslandsgeheimdienst der USA, die jedoch lediglich auf die Datensam-
melwut im eigenen Land zielt. Und die politisch gesehen auch Paul vs.
Kandidat X heißen könnte. Denn das Gesicht dieser Klage ist nicht nur
konservativer Senator und Mitglied der rechten Tea-Party, Paul gilt auch
als aussichtsreicher Anwärter auf die nächste republikanische Präsident-
schaftskandidatur. Da ließen sich mit einem juristischen Sieg über den
demokratischen Amtsinhaber natürlich wertvolle Punkte für kommende
Wahlgänge und die eigene Karriere machen.
Nur ist der Erfolg keineswegs sicher. Alle Vorwürfe Pauls finden sich

schon in früheren Klageschriften der Bürgerrechtsbewegung. Bisher aber
wagte kein Richter eine eindeutige Verurteilung der NSA-Praxis, der Oba-
ma inzwischen kosmetische Korrekturen verordnet hat. Das Oberste Ge-
richt urteilte vor 35 Jahren schon einmal, dass Verbindungsdaten nicht von
der Verfassung geschützt seien. Dort wird der Fall wohl wieder landen.

Trickbetrug
Silvia Ottow über den Regierungsentwurf zur Krankenkassenreform

Die Idee ist genial. Da die Regierung die Entscheidungshoheit über die Bei-
träge zur gesetzlichen Krankenversicherung hat, entscheidet sie einfach mal,
dass die Beiträge sinken. Auf den ersten Blick eine gute Nachricht für Versi-
cherte! Sie müssen 0,9 Prozent weniger zahlen, die Kassen haben noch gut
gefüllte Geldsäckel und dürften die fehlenden elf Milliarden vielleicht für ein
oder zwei Jahre verschmerzen. Länger wahrscheinlich nicht, denn die gleiche
Regierung hat bereits im vergangenen Jahr dafür gesorgt, dass Pharmafirmen
wieder mehr Geld für ihre Produkte nehmen dürfen und teure Arzneimittel,
die schon lange auf dem Markt sind, nicht mehr auf ihren Nutzen überprüft
werden, wie das ursprünglich einmal vorgesehen war. So dürfte der zweit-
größte Ausgabenposten der Kassen – Medikamente – zügig wachsen.
Und wer bezahlt’s? Die Versicherten. Über Zusatzbeiträge. Und da das in

der Vergangenheit nicht so recht geklappt hat, hat der Neue an der Spitze des
Gesundheitsministeriums anscheinend ein bisschen nachgeholfen. Unter dem
Motto »Wir können auch anders« werden die Zusatzbeiträge jetzt regelrecht
erzwungen. Und wenn sich alle daran gewöhnt haben und der Trick von heute
vergessen ist, kann man ihn ja wiederholen. So lange, bis die Zusatzbeiträge
die Krankenkassen am Leben halten und sich niemand mehr daran erinnert,
dass für die Gesundheit früher auch mal die Arbeitgeber in der Pflicht waren.

Ein Fall für viele
Markus Drescher über die Informationsweitergabe in der Causa Edathy

Als ob die Geschichte um Sebastian Edathy und die Ermittlungen gegen
ihn nicht schon genug Stoff für Mutmaßungen und eine langwierige Me-
dienberichterstattung geboten hätte. Doch damit nicht genug. Am Don-
nerstag wurde der Fall Edathy plötzlich auch der des ehemaligen Bundes-
innen- und jetzigen Agrarministers Hans-Peter Friedrich (CSU) und der
SPD-Spitze. Friedrich hatte im Herbst 2013 Informationen über Ermitt-
lungen gegen den aufstrebenden Sozialdemokraten Edathy an SPD-Chef
Sigmar Gabriel weitergegeben. Bei ihren Hausdurchsuchungen bei Edathy
mussten die Ermittler nun feststellen, dass überhaupt nicht mehr viel da
war, was sie hätten durchsuchen können.
Der Vorwurf, der jetzt im Raum steht und sich geradezu aufdrängt,

wiegt schwer: Spitzenpolitiker und ein Minister haben dafür gesorgt, dass
ein Verdächtiger Spuren verwischen kann und die Ermittlungen der
Staatsanwaltschaft womöglich ins Leere laufen. Daran schließt sich die
Frage an: ein Einzelfall? Oder ist es vielleicht doch eher eine gängige Pra-
xis, dass jemand vor Ermittlungen gewarnt wird, wenn es politisch op-
portun und der Betroffene wichtig genug erscheint? Nicht, dass es eine
Überraschung wäre. Aber neben den Vorwürfen gegen Edathy muss auch
diese Frage geklärt und vor allem offengelegt werden.

KOLUMNE

Innovation und Interesse
Immer neue Technologien werden erfunden, die den Maßstäben der heute Mächtigen entsprechen. Deshalb muss eine
systematische Technikkritik zum ganz großen Thema werden, meint Wolfgang Storz

Diese Gesellschaft starrt auf Dschun-
gelcamp, Rentenreform, Einsatz in
Mali oder Straßenmaut. Diese The-
men sind Peanuts verglichen mit den
technischen Innovationen, die uns
bereits bedrängen und bald überrol-
len können. Es geht um die Technik
der Digitalisierung und dabei nicht
nur um den Überwachungswahn,
den das Internet wahr werden lässt.
Seit Jahren wird in den For-

schungs- und Entwicklungszentren
der großen Konzerne am Internet
der Dinge, an der Industrie 4.0 gear-
beitet: Mit dem großflächigen Ein-
satz von Elektronik und IT in Indust-
rieproduktion und Logistik wird die
vierte industrielle Revolution vorbe-
reitet. Die Broschüren sind bunt, die
Münder verkünden Verheißungen:
Der Mensch werde in seiner komple-
xer werdenden Arbeit unterstützt.
Maschinen steuern Maschinen, Autos
steuern sich, sogar im Gesundheits-
und Pflegebereich arbeiten bald Ro-
boter. Die totale Vernetzung.
Vor etwa 30 Jahren gehörte das

folgende sperrige Wort noch zum
Alltag öffentlicher Debatten: Tech-
nikfolgenabschätzung – es war
selbstverständlich, die in der Ent-
wicklung sich befindlichen Innovati-
onen wissenschaftlich auf ihre po-
tenziellen gesellschaftlichen Folgen
zu untersuchen und die Befunde der
Öffentlichkeit zur Verfügung zu stel-
len. Heute zählt es zum untergegan-
genen vergessenen Vokabular.
Der weißrussische Wissenschaftler

Evgeny Morozov, der sich bereits seit
Jahren mit dem Einfluss des Internet
auf Gesellschaften beschäftigt, argu-
mentierte jüngst im Feuilleton der
»Frankfurter Allgemeine Zeitung«:
Jede Technik werde nach den Inte-
ressen derjenigen eingesetzt, die das
Geld und die Macht haben. Er nennt
als Beispiel ein neues System zur

biometrischen Identifizierung: Wer
an dessen »guten Einsatz« glaube,
der verdränge das öffentliche Wissen
um den Expansionsdrang des Si-
cherheitsstaates und die Logik des
Datensammelns der biometrischen
Industrie. Morozov plädiert deshalb
für öffentlich zu verhandelnde vo-
raussagende Bewertungen, »ob eine
bestimmte Technologie sich in den
Rahmen des Emanzipations- oder in

den des Versklavungsprojektes ein-
fügt«.
Ich füge an: Eine technische In-

novation wird nicht nur nach den
aktuellen Interessen der jeweils trei-
benden wirtschaftlich und politisch
Mächtigen eingesetzt, es werden
wohl nur die Techniken das Licht der
Öffentlichkeit überhaupt erblicken,
die diesen Interessen entsprechen.
Wo wird denn das technische Neue
entwickelt? In den Forschungszent-
ren der weltweit agierenden Groß-
konzerne, inzwischen gigantische
Anballungen von teilweise unterei-
nander verflochtenem privatem Pro-
duktivkapital, und in den zuneh-
mend von den Drittmitteln der Wirt-

schaft abhängigen privaten und öf-
fentlichen Universitäten. Das sind
die Treiber, die entscheiden, was er-
funden und für welche Zwecke es
zugerichtet wird.
Der Wissenschafts- und Technik-

forscher Bruno Latour beschäftigte
sich intensiv mit dem Zusammenspiel
von Menschen und den von Men-
schen hergestellten Dingen. Eines
seiner Beispiele: Ein Mann tötet einen
anderen mit einer Waffe. Wer hat
getötet: die Waffe oder der Mann?
Sein Hinweis: Jedes Ding habe seinen
Aufforderungscharakter, sein Skript.
Wer verantwortet den Unfall eines
vollautomatisierten Autos? Oder:
Vielfach belegt ist, wie allein die ba-
nale Einführung von Smartphones
Arbeit und Kommunikation in Orga-
nisationen und im privaten Bereich
grundlegend und mit tiefgehenden
Folgen geändert hat.
Also: Technik hat viel zu sagen.

Und sie wird zudem gerne miss-
braucht, um die Zukunft – leider,
leider, heißt es dann – als mit Sach-
zwängen alternativlos zugemauert
zu skizzieren.
Wie heil- oder schadenbringend

dieser nahende technische Tsunami
sein wird, kann ich nicht beurteilen.
Es wäre jedoch haarsträubend fahr-
lässig, würden Politik, Medien und
die weitere Öffentlichkeit nicht eine
systematische Technikkritik zu einem
ihrer ganz großen Themen machen.
Wer aus dieser Sicht auf die Politik
schaut, erkennt auch, wie entpoliti-
sierend sich Politik und Medien im-
mer noch organisieren: Innenpolitik,
Außenpolitik, Landwirtschaftspolitik,
Familienpolitik ..., nach diesen Kapi-
teln einer überkommenen Welt orga-
nisieren nicht nur Regierungen, son-
dern auch Opposition und Medien
ihre Arbeit. Tja, da fällt halt durch
den Rost, was da nicht reinpasst ...

Wolfgang Storz
war bis 2006 Chefredakteur der
»Frankfurter Rundschau« und
arbeitet seither als Berater und
Publizist.
Foto: Stephan Moll

PERSONALIE

Der Pionier
Von Jürgen Amendt

Von Lee De Forest, einem der Pi-
oniere des Radios, stammt die Be-
merkung: »Auf das Fernsehen soll-
ten wir keine Träume vergeuden,
weil es sich einfach nicht finan-
zieren lässt.«Daswar 1926unddas
Fernsehen war noch neu. Über den
Online-Journalismus könnte man
heutzutage ähnliches sagen – oh-
ne jedoch Gewissheit zu haben, ob
die Feststellung sich in Zukunft als
Irrtum herausstellen wird.
Tilo Jung ist ein Pionier dieses

Mediums. Statt in einer ordentli-
chen Redaktion zu arbeiten, pub-
liziert er lieber Beiträge auf dem
Video-Internet-Kanal »YouTube«.
Dort betreibt er seit gut einem Jahr
das Format »Jung & Naiv«. Seine
rund 20 Minuten langen Beiträge
sind so ganz anders als jene For-
mate, die man aus dem klassi-
schen Fernsehen kennt. Inter-
views gibt es zwar auch bei ihm, al-
lerdings sind es keine gewöhnli-
chen Frage-Antwort-Rituale. Die
»Berliner Zeitung« beschrieb die-
ser Tage seine Methode zutref-
fend so: »Jung spielt den Ah-
nungslosen, einen Kinderreporter
im Manneskörper.«
Mehr als 60 Folgen der Inter-

viewreihe hat der 28-Jährige, der
beim »Nordkurier« volontierte,
mittlerweile produziert. Unter den
Interviewten sind so prominente
Politiker wie der Fraktionsvorsit-
zende der FDP im Kieler Landtag,
Wolfgang Kubicki, dessen Partei-
kollegin, die frühere Justizminis-
terin Sabine Leutheusser-Schnar-

renberger, sowie die Linkspartei-
politikerin Sahra Wagenknecht.
Dass das Internet ein finanziel-

les Wagnis ist, ist Jung offenbar
bewusst. Auf der Plattform »Kraut-
reporter« sammelte erGeld für sein
Projekt und laut »Berliner Zei-
tung« hält er sich mit Einsätzen als
Fotomodell über Wasser. Ins klas-
sische Fernsehen drängt es ihn wie
viele seiner Generation nicht un-
bedingt. Das sei ihm »total egal«,
erzählte er der »Berliner Zeitung«.
Diese Träumerei ist der Bun-

destagsverwaltung anscheinend
suspekt. Jung wurde, wie auch an-
deren Internetpublizisten, eine
Akkreditierung für den Deutschen
Bundestag mit der Begründung
verweigert, sie arbeiteten nicht
hauptberuflich als Journalisten.
Dagegen wollen sich die Betroffe-
nen jetzt notfalls auch juristisch
wehren.

Tilo Jung möchte als Online-Journa-
list in den Bundestag
Foto: imago/Eibner


